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Antrag 
des Landes Hessen 
 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und 
die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die zusätzliche Beaufsichtigung 
der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapier-
firmen eines Finanzkonglomerats 

 

Punkt 67 der 886. Sitzung des Bundesrates am 23. September 2011 

 

Der Bundesrat möge ergänzend wie folgt beschließen: 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob die derzeitige Befreiung 
von Staatsanleihen aller Mitgliedstaaten von der Eigenkapitalunterlegung (Ar-
tikel 109 Absatz 4 des Verordnungsvorschlags) für die Zukunft beibehalten werden 
sollte, da die derzeitige Risikogewichtung von EU-Staatsanleihen bei den Instituten 
falsche Anreize zum Erwerb risikobehafteter Staatsanleihen und damit zu lange 
falsche Marktsignale gesetzt hat. 

 


